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TOP 14:

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Teilzeit-
rechts - Einführung einer Brückenteilzeit

Drucksache: 281/18

I. Zum Inhalt  des Gesetzentwurfs 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das arbeits-, gleichstellungs- und fa-

milienpolitische Anliegen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer freiwillig 

in Teilzeit arbeiten können, aber nicht unfreiwillig in Teilzeitarbeit verbleiben 

müssen, umgesetzt werden. 

Bisher gibt es ein Rückkehrrecht in eine volle Stelle bei Elternzeit, Pflegezeit 

oder Familienpflegezeit. Das Recht auf Teilzeitarbeit soll nun insoweit weiter-

entwickelt werden, dass es den Arbeitszeitpräferenzen der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer entgegenkommt. Für diejenigen, die ihre Arbeitszeit zeitlich 

begrenzt verringern möchten, wird im Teilzeit- und Befristungsgesetz sicherge-

stellt, dass sie nach Ablauf der zeitlichen Begrenzung der Teilzeitarbeit wieder 

zu ihrer ursprünglich vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zurückkehren. 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber in der Regel mehr 

als 45 Mitarbeiter beschäftigt und deren Beschäftigungsverhältnis seit mindes-

tens sechs Monaten besteht, soll ein Anspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeitar-

beit eingeführt werden. Diese Brückenteilzeit kann für ein bis fünf Jahre ver-

einbart werden und nach Ablauf des gemeinsam mit dem Arbeitgeber verein-

barten Zeitraums kehrt die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer zur ur-

sprünglichen vertraglichen (Vollzeit-)Arbeitszeit zurück. Für Arbeitgeber, die 

46 bis 200 Arbeitnehmer beschäftigen, wird eine gestaffelte Zumutbarkeits-

grenze eingeführt. 

Nach geltendem Recht ist eine Arbeitnehmerin beziehungsweise ein Arbeit-

nehmer in einem bestehenden Teilzeitarbeitsverhältnis, die oder der dem Ar-
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beitgeber den Wunsch nach Verlängerung ihrer Arbeitszeit mitgeteilt hat, bei 

der Besetzung eines entsprechenden freien Arbeitsplatzes bei gleicher Eignung 

gegenüber anderen Bewerberinnen und Bewerbern bevorzugt zu berücksichti-

gen. Zukünftig hat der Arbeitgeber die Darlegungs- und Beweislast dafür zu 

tragen, dass es sich nicht um einen entsprechenden freien Arbeitsplatz handelt 

oder der Arbeitnehmer für den Arbeitsplatz mit höherer Stundenzahl nicht min-

destens gleich geeignet ist wie ein anderer Bewerber. Diese Regelungen sind 

nicht auf Arbeitgeber mit bestimmter Arbeitnehmerzahl beschränkt. 

Zudem haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht, ein Mitglied der 

Arbeitnehmervertretung zur Unterstützung oder Vermittlung hinzuziehen, wenn 

sie mit dem Arbeitgeber ihren Wunsch nach Veränderung von Dauer oder Lage 

oder von Dauer und Lage ihrer vertraglich vereinbarten Arbeitszeit erörtern. In 

diesem Zuge wird die bestehende Informationspflicht des Arbeitgebers an die 

Arbeitnehmervertretung über Teilzeitarbeit um die Anzeige von Arbeitszeit-

wünschen erweitert.

Des Weiteren werden die Mindest- und Höchstarbeitszeiten von Arbeitneh-

mern, die auf Abruf arbeiten, gesetzlich fixiert. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik und

der Ausschuss für Frauen und Jugend empfehlen dem Bundesrat eine Stel-

lungnahme zu dem Gesetzentwurf, mit der das Ziel des Gesetzentwurfs grund-

sätzlich begrüßt wird. Bei einer Weiterentwicklung des Gesetzes sollte aller-

dings in den Blick genommen werden, dass mit der Beschränkung auf eine Be-

triebsgröße, viele Teilzeitkräfte durch die Regelung nicht erreicht würden. Auch 

die Vorfestlegung des Zeitraums der Brückenteilzeit werde in vielen Fällen der 

Lebenswirklichkeit nicht gerecht. Daher sollte auch über Möglichkeiten für 

sukzessive Erhöhungen der Arbeitszeit nachgedacht werden. 

Der Ausschuss für Familie und Senioren und der Wirtschaftsausschuss emp-

fehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erhe-

ben.

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Empfehlungsdrucksache 281/1/18

verwiesen.


